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Botschaft zur AP 2022+: Bund berücksichtigt Anliegen der 
Berggebiete - teilweise 
 

Die SAB nimmt befriedigt zur Kenntnis, dass die Unterstützung der Berglandwirtschaft als 
eines der Hauptziele der Strukturverbesserungsmassnahmen erhalten bleibt. Hingegen 
belasten die strengeren Ausbildungsvorschriften die Nebenerwerbsbetriebe. Die von der SAB 
unterstützte regionale landwirtwirtschaftliche Strategie zur Stärkung der lokalen 
Wertschöpfungsketten wird weiterverfolgt.  
  
Der Bundesrat veröffentlichte heute die Botschaft zur Agrarpolitik 2022+. Für die 
Berggebiete wurden darin wichtige Forderungen berücksichtigt. Die 
Strukturverbesserungsbeiträge sind für die Berglandwirtschaft und Alpwirtschaft enorm 
wichtig. Die SAB nimmt im Genugtuung zur Kenntnis, dass die Stärkung der Berggebiete 
weiterhin als eines der Hauptziele formuliert ist. Zudem soll neu der Ausbau der 
Breitbandinfrastruktur für entlegene Bauernhöfe gefördert werden. 
 
Die SAB steht einer gesetzlichen Grundlage für eine regionale landwirtschaftliche Strategie 
grundsätzlich positiv gegenüber, insbesondere dem Ziel, die Wertschöpfungsketten zu 
stärken - sie fordert jedoch eine schlanke Umsetzung. Hingegen kritisiert die SAB den 
Entscheid, die Ausbildungsanforderungen zum Erhalt von Direktzahlungen für Betriebe 
zwischen 0.5 und 1.0 Standardarbeitskräfte zu verschärfen. Damit ist die Pflege der 
Kulturlandschaften und dezentrale Besiedelung mit Nebenerwerbsbetrieben bedroht. 
 
Die SAB wird die Botschaft nun im Detail prüfen und allenfalls Anliegen in die 
parlamentarische Beratung einbringen. 
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